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Rülke und Schweickert: Noch immer fallen viele Existenzbedrohungen
durch das Raster

Weitere Anpassungen der Soforthilfen für mittelständische Unternehmen und Ärzte erforderlich.

Zur Anpassung der Fördermodalitäten bei den staatlichen Direkthilfen für die Wirtschaft sagten der
Vorsitzende der FDP/DVP-Fraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke, und der mittelstands- und
handwerkspolitische Sprecher der Fraktion, Prof. Dr. Erik Schweickert:

„Auch die weitere Ausgestaltung der Soforthilfen für die Wirtschaft muss aus unserer Sicht ein
dynamischer Prozess sein, damit wir den vielgestaltigen Situationen der Existenzbedrohung unserer
Selbstständigen und mittelständischen Unternehmen im Land gerecht werden. Ein richtiger erster Schritt
war der Verzicht auf den Rückgriff privater Rücklagen. Allerdings fallen auch bei der aktuellen
Ausgestaltung des Antragsverfahrens noch immer Unternehmen durchs Raster, die wir bei der
staatlichen Soforthilfe nicht aus dem Blick verlieren dürfen.“, so Dr. Rülke.

„Noch immer besteht eine Förderlücke bei mittelständischen Unternehmen mit bis zu 250 Mitarbeitern.
Die Bundeshilfen sind limitiert auf kleine Unternehmen mit bis zu zehn Mitarbeitern und werden nun
durch das Land ausgebracht. Sollten diese Bundesmittel die Landeshilfen bei Antragsberechtigten
ersetzen, wäre es konsequent, landesseitig den finanziellen Spielraum zu nutzen und auch
mittelständische Unternehmen direkt zu unterstützen, in denen immerhin rund ein Drittel der
Beschäftigen im Land arbeitet.“ betont der mittelstandspolitische Sprecher Prof. Dr. Erik Schweickert
die Notwendigkeit der Anpassung des Hilfsprogramms. Man nehme die grüne Fraktion insoweit beim
Wort, die eine entsprechende Ausweitung der Förderkulisse auf Unternehmen mit bis zu 250
Mitarbeitern befürworte, nachdem sie den Ausführungen des schwarzen Koalitionspartners zunächst
pauschal gegen Soforthilfen für die Wirtschaft waren.

„Daneben müssen wir Einmaleffekte bei der Umsatzermittlung sachgerecht handhaben. Auch die
niedergelassene Ärzteschaft als Freie Berufe sollen von den Hilfen profitieren, soweit sie aufgrund der
Corona-Pandemie Schwierigkeiten bei der Liquidität hat. Durch die Zahlungsmodalitäten im
Gesundheitswesen erhielten aber viele Praxen am 20. März von den Krankenkassen die ausstehenden
Zahlungen aus dem Zeitraum vom 01. Oktober bis zum 31. Dezember 2019. Durch diesen Einmaleffekt
wird der tatsächliche Umsatz im antragsrelevanten Monat März aber derart verfälscht, dass die Ärzte leer



 Mediendienst
 

Stuttgart, 30. März 2020

FDP-Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg
Haus des Landtags, Konrad-Adenauer-Str. 3, 70173 Stuttgart
Dr. Jan-Havlik, Pressesprecher, Tel: 0711 2063 9013, Fax 0711 2063 610
jan.havlik@fdp.landtag-bw.de; www.fdp-dvp.de

ausgehen würden. Deren Umsatzeinbruch wird sich erst zeitversetzt abbilden – das müssen wir bei den
Soforthilfen berücksichtigen. Denn zweifellos dürfen wir die Ärzteschaft nicht wegen Formalismen durch
das Raster fallen lassen.“, legt Prof. Dr. Schweickert dar.


